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Pressemitteilung vom 22.02.2012
Gesetzentwurf zur Gemeinschaftsschule mit gravierendem Mangel: Aussagen zu Kostenfolgen fehlen vollständig 

Gemeindetag steht unverändert  zum Schulversuch

Ötigheim. Das Präsidium des Gemeindetags Baden-Württemberg zeigte heute in Ötigheim wenig Verständnis für die Vorgehensweise der Landesregierung, wenn es um das Schulgesetz geht. „Hier wird mal wieder der zweite Schritt vor dem ersten gemacht“, kritisiert Präsident Roger Kehle. Seit Monaten fordert Kehle die Kultusministerin auf, für klare Verhältnisse zu sorgen und ein Gesamtkonzept für die Schullandschaft vorzulegen, mit dem die Schulträger vernünftig arbeiten können. „Die scheibchenweise vorgelegten Gesetzesentwürfe machen eine Gesamtbeurteilung unmöglich“, beklagt Kehle. So soll die Gemeinschaftsschule als Ganztagesschule und Inklusionsschule vorgeschrieben werden, aber die Gesetze mit Auswirkungen auf die gesamte Schullandschaft , die sich speziell mit diesen Themen beschäftigen, lege die Regierung erst viel später vor. Besonders gravierend ist für den Gemeindetag die fehlende Kostenabschätzung im Gesetzesentwurf. „Wir wundern uns schon sehr, dass die Landesregierung das Konnexitätsausführungsgesetz ignoriert, in dem die Kostenfolgeabschätzung eindeutig geregelt ist“. Der Gemeindetag fordert endlich klare Aussagen für die Schulträger.

Die Kommunen im Regen stehen zu lassen und sie in eine ungewisse finanzielle Situation zu schicken, ist nicht hinnehmbar. Das Präsidium des Gemeindetags hat deshalb am Mittwoch einstimmig beschlossen, den Gesetzesentwurf zur Gemeinschaftsschule abzulehnen, sollte die Landesregierung weiterhin die Konnexitätsfrage ausklammern. „Wer die Gemeinschaftsschule in ein Gesetz schreibt, muss wissen, dass er für die Kosten aufzukommen hat“, betont Kehle nach der Präsidiumssitzung in Ötigheim. „Wer bestellt bezahlt“. Allein der Hinweis im Gesetzesentwurf auf mögliche Veränderungen bei den Schülerbeförderungskosten, reiche selbstverständlich nicht aus. Darüberhinaus fehlen Aussagen zur sächlichen und räumlichen Ausstattung der Gemeinschaftsschule sowie zu den Schulbauförderrichtlinien. 

Der Gemeindetag setzt sich weiterhin dafür ein, dass die unterschiedlichen Schularten gleich behandelt werden und ein fairer Wettbewerb um Schüler möglich sein muss. „Immer weniger Schüler mit einem Füllhorn an Möglichkeiten zu überschütten, ist nicht zielführend“, so die einhellige Meinung im Präsidium. Das Gremium gehe davon aus, dass auch für die neue Landesregierung im Hinblick auf die Grundschule das Motto „kurze Beine-kurze Wege“  Gültigkeit habe. „Die wohnortnahe Schule ist für den Ländlichen Raum entscheidend und muss gewährleistet sein“. 

An einem regionalen Konsens wird das Land nach Einschätzung des Gemeindetags nicht vorbeikommen. Ob Schulversuch oder Schulgesetz: Beides kann zwischen einzelnen Kommunen, die jeweils um ihren Schulstandort kämpfen, Konflikte auslösen, die örtlich nicht lösbar sind. “Auch sogenannte Modellschulen“, erklärt Roger Kehle, „kämpfen um immer weniger Schüler und verändern die Schulen in der Umgebung“. Er erinnerte deshalb an eine Pressemitteilung des Kultusministeriums im Januar, in der die Landesregierung ein „geeignetes Verfahren für Konfliktfälle zwischen den Kommunen“ angekündigt hat. „Wir gehen davon aus, dass die Landesregierung gemachte Zusagen einhält“, betont Kehle. Der Vorschlag des Gemeindetags, die Zuständigkeit für Konfliktfälle bei den Regierungspräsidien anzusiedeln, gelte weiterhin.

Auch die weiterführenden Schulen wie Realschule und Gymnasien stehen nach Einschätzung des Gemeindetags vor einer ungelösten Situation. Die Aufhebung der Grundschulempfehlung werde die Schülerzahlen in diesen Schulen „explodieren“ lassen. Das vom Gemeindetag geforderte „Frühwarnsystem“, mit dem die Landesregierung rechtzeitig bei überquellenden Schulen gegensteuern könnte, lässt auf sich warten. „Wir haben den Eindruck, dass die Landesregierung abwartet, hofft, dass alles gut geht und die Schulträger die Probleme schon irgendwie lösen werden“, erklärt Kehle. Das Motto „Augen zu und durch“ werde jedoch nicht funktionieren. Das Schulsystem in Baden-Württemberg müsse professional gemanagt werden und könne nicht sich selbst überlassen und damit der Zufälligkeit ausgeliefert werden.
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